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Horst Seehofer, Bundesminister BMI .............14801 B 

 
Präsident Dr. Wolfgang Schäuble:  

Guten Tag, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Bitte nehmen Sie Platz. Die Sitzung ist eröffnet. 
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 
Befragung der Bundesregierung Die Bundes-
regierung hat mitgeteilt, dass heute der Bun-
desminister des Innern, für Bau und Heimat, 
Herr Horst Seehofer, zur Verfügung steht. Herr 
Bundesminister, Sie haben das Wort. 

Horst Seehofer, Bundesminister des Innern, 

für Bau und Heimat: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Das Bundeskabinett hat heute vor allem 
drei Schwerpunkte behandelt: Einer ist der Ent-
wurf eines Gebäudeenergiegesetzes. Dieser 
stellt sozusagen die Umsetzung der Eckpunkte 
zum Klimaschutz dar und sieht insbesondere 
Einschränkungen für den Einbau von Ölheizun-
gen ab 2026 und die Weiterentwicklung von 
wirtschaftlichen Standards für Gebäudeneu-
bauten vor. Dann haben wir den Agrarbericht 
2019 und ein Gesetz über einen nationalen Zer-
tifikatehandel für Brennstoffemissionen behan-
delt. Das ist im Kern unsere Antwort auf die For-
derung nach einer Energiebepreisung in 
Deutschland. 

 
Für die jetzt folgende Befragung möchte ich 

noch zwei Schwerpunkte meines Hauses hinzu-
fügen, die uns im Moment besonders beschäfti-
gen: Das eine ist die Migrationslage, insbeson-
dere ausgelöst durch die Situation in Syrien und 
in Griechenland, also die ostmediterrane Migra-
tionsroute, wobei man hier die Westbalkanroute 
mitberücksichtigen muss. Nach Einschätzung 
der Bundespolizei befinden sich allein auf der 
Westbalkanroute im Moment 20 000 bis 30 000 

Flüchtlinge, die in Flüchtlingslagern sind oder 
an Stellen, die wir nicht kennen. Das ist ein gro-
ßes Thema, obwohl wir in Deutschland, was die 
Zuwanderung angeht, von geordneten Verhält-
nissen reden können. Wir werden bei Beibehal-
tung der aktuellen Situation weit unter dem Kor-
ridor liegen, der in der Koalition als verkraftbar 
für eine Volkswirtschaft vereinbart wurde. Trotz-
dem müssen wir auch der Entwicklung ins Auge 
sehen, dass der Migrationsdruck aus allen Him-
melsrichtungen in Europa und an den Grenzen 
Europas sehr hoch ist. Das gilt insbesondere für 
die Region, die ich gerade genannt habe: 
Türkei, Griechenland und Westbalkanroute. 

 
Das Zweite, was im Moment in meinem 

Geschäftsbereich von herausragender Bedeu-
tung ist, sind die Herausforderungen für die in-
nere Sicherheit im Zuge der Bekämpfung des 
Rechtsextremismus, des Rechtsterrorismus 
und des Antisemitismus. Das Bindeglied der un-
terschiedlichen Erscheinungsformen des Anti-
semitismus ist Rechtsextremismus. Antisemitis-
mus war früher und ist auch heute noch stark 
ausgeprägt. Wir müssen das sehr klar im Blick 
haben. Wir haben dazu in der letzten Woche 
eine Innenministerkonferenz durchgeführt, und 
ich kann sagen, dass wir in vollkommener Über-
einstimmung mit den Innenministern aller Bun-
desländer ein Konzept entwickelt haben, das 
nächste Woche im Bundeskabinett im Grund-
satz beschlossen wird und von dem wir glau-
ben, dass es sehr geeignet ist, wirksame Maß-
nahmen zur Bekämpfung des Rechtsextremis-
mus und Rechtsterrorismus zu ergreifen. Ich 
füge hinzu: Wir wollen an keiner Stelle die Mittel 
für andere Sicherheitsvoraussetzungen oder -



herausforderungen beschneiden. Das heißt, 
unser Kampf gegen den islamistischen Terroris-
mus und Ähnliches bleibt in vollem Umfang er-
halten. 

 
Das möge für den Einstieg genügen, Herr 

Präsident. 

(…) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. – Jetzt stellt die nächste Frage 
die Kollegin Petra Pau, Die Linke 

Petra Pau (DIE LINKE): 

Danke, Herr Präsident. – Herr Minister, Sie 
haben selbst den Schwerpunkt „Bekämpfung 
des Rechtsterrorismus“ an den Anfang Ihrer 
Ausführungen gestellt. Ich habe Fragen zu zwei 
Komplexen. Das eine: Haben Sie in der vergan-
genen Woche mit den Landesinnenministern 
Verabredungen getroffen, wie man die über 600 
mit Haftbefehl gesuchten Rechtsextremisten 
der Haft zuführt, insbesondere die wegen Ge-
walttaten verurteilten Rechtsextremisten, die 
sich bisher dieser Haft entzogen haben? Das 
andere: Gibt es Verabredungen zu Maßnahmen 
zur Entwaffnung der Szene?  

Horst Seehofer, Bundesminister des Innern, 
für Bau und Heimat: 

Zum Ersten: Wir haben mit den Innenminis-
tern der Länder über diesen Punkt nicht gespro-
chen. Er ist heute im Innenausschuss des Deut-
schen Bundestages – Sie haben teilgenommen 
– angesprochen worden. Dieser Frage geht 
jetzt das Innenministerium nach, wobei der 
Chef des Bundeskriminalamtes darauf hin-
gewiesen hat, dass es ein sich ständig austau-
schender Personenkreis ist: Manche kommen 
in Haft, dafür kommen andere aufgrund eines 
Haftbefehls in die Statistik. – Also, da bitte ich 
abzuwarten. Das stellen wir für Sie zusammen. 
– Das andere Thema? Wenn Sie das noch mal 
kurz antippen. 

Petra Pau (DIE LINKE): 

Die Entwaffnung der Szene. 

Horst Seehofer, Bundesminister des Innern, 
für Bau und Heimat: 

Ja, die Entwaffnung. – Es ist auch meine Auf-
fassung, dass wir Menschen, die in extremisti-
schen Gruppierungen sind, wenn sie eine Waf-
fenerlaubnis haben, diese Waffenerlaubnis ent-
ziehen. Wir werden das nächste Woche im Ka-
binett beschließen und dann die rechtlichen 
Grundlagen dafür schaffen, damit der Deutsche 
Bundestag das dazu erforderliche Gesetz ver-
abschieden kann. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Danke sehr. – Nachfrage? 

Petra Pau (DIE LINKE): 

Ja.  

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Frau Pau. 

Petra Pau (DIE LINKE): 

Sie haben schon das Maßnahmenpaket an-
gesprochen, das Sie in der nächsten Woche im 
Kabinett auf der Tagesordnung haben. Unter 
Punkt 5 Ihrer Maßnahmen haben Sie sich zum 
Ziel gesetzt, extremistische Veranstaltungen zu 
unterbinden. Mich interessiert schon, was Sie 
nächste Woche vorschlagen, um da den Län-
dern und Kommunen etwas an die Hand zu ge-
ben. Das Versammlungsrecht ist einerseits ein 
hohes Gut; da sind wir uns sicherlich einig. An-
dererseits ist die Frage: Wie kann man bei-
spielsweise gar nicht angemeldete Versamm-
lungen wie jüngst in Themar und anderswo un-
terbinden? Gerade bei diesen Veranstaltungen 
und Konzerten radikalisieren sich Menschen 
und gehen – das wissen wir – immer schneller 
zur Tat über. 

Horst Seehofer, Bundesminister des Innern, 

für Bau und Heimat: 

Wir, Justizministerium und Innenministerium, 
werden dazu einen Vorschlag machen, wobei 
ich dieses Thema noch erweitern möchte, weil 
es mittlerweile zu einer Systemfrage geworden 
ist. Wir finden immer schwerer Kommunalpoliti-
ker, die bereit sind, bei Kommunalwahlen zu 
kandidieren, weil sie sich bedroht fühlen. Zwei 
Dinge, die in dieser Woche passiert sind: Das 
eine ist die Veranstaltung eines Bundestags-
abgeordneten in Berlin zum Antisemitismus. 
Die Veranstaltung verläuft ganz normal, und an-
schließend erscheinen Vermummte und demo-
lieren die Veranstaltungsräume, insbesondere 
die Fenster. Das andere: Ich halte es für absolut 
nicht hinnehmbar, dass ein Bundesinnenminis-
ter a. D. eine Buchvorlesung machen will und 
von Extremisten daran gehindert wird. Dazu 
kann ein Rechtsstaat nicht schweigen. Das sind 
Dinge, die wir nicht dulden dürfen und bei denen 
wir überlegen müssen, in welcher Form wir – mit 
Polizeipräsenz und dort, wo es rechtsstaatlich 
einwandfrei möglich ist auf der Ebene unseres 
Grundgesetzes, auch durch gesetzliche Befug-
nisse – reagieren können. Ich möchte solche 
Erscheinungen nicht hinnehmen und dazu auch 
nicht schweigen. Ich hoffe, das ist die Meinung 
des ganzen Parlaments. 

(Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP) 

 

 


